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Berlin, 24.11.2021 

Mehr Fortschritt wagen 
Bündnis für Freiheit, Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit 
 

Zentrale Vereinbarungen des Koalitionsvertrages  

von SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP 
 
 

Das Ergebnis der Bundestagswahl verstehen wir als Auftrag, eine gemeinsame Regie-
rungskoalition zu bilden. In dieser Koalition finden sich drei Parteien aus ganz unterschied-
lichen Richtungen zusammen. Uns eint, dass wir den Willen und die Ideen haben, dieses 
Land nach vorne zu bringen. Wir treten an als ein Bündnis für Fortschritt, Zusammenhalt 
und Vielfalt. 
 
Es geht um Modernisierung: Wir wollen staatliches Handeln schneller und effektiver ma-
chen. Wir bringen eine umfassende Digitalisierung der Verwaltung voran. Es geht darum, 
das Leben für die Bürgerinnen und Bürger leichter zu machen. In die Modernisierung des 
Landes muss umfassend investiert werden – privat wie öffentlich.  
 
Es geht um Klimaschutz: Die Klimaschutzziele von Paris zu erreichen, hat für uns oberste 
Priorität. Klimaschutz sichert Freiheit, Gerechtigkeit und nachhaltigen Wohlstand. Es gilt, 
die soziale Marktwirtschaft als eine sozial-ökologische Marktwirtschaft neu zu begrün-
den. 
 
Es geht um Sicherheit im Wandel: Wir wollen Familien stärken und mehr Kinder aus der 
Armut holen. Dafür führen wir eine Kindergrundsicherung ein. Kinder haben eigene 
Rechte, die wir im Grundgesetz verankern werden. Ganz wichtig ist uns außerdem: Leis-
tung muss anerkannt und Arbeit gerecht bezahlt werden. Darum werden wir den Mindest-
lohn auf 12 Euro anheben und uns für Entgeltgleichheit von Frauen und Männern einset-
zen.  
 
 

Moderner Staat, digitaler Aufbruch und Innovationen 
 
Deutschland muss handlungs- und leistungsfähig sein, auch in Krisenzeiten. Dazu wollen wir 
unseren Staat modernisieren, so dass er Chancen ermöglicht und Sicherheit gibt. Ein Staat, 
der die Kooperation mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft sucht, mehr Transparenz und Teilhabe 
in seinen Entscheidungen bietet und mit einer unkomplizierten, schnellen und digitalen Ver-
waltung das Leben der Menschen einfacher macht. Wir haben Lust auf Neues und werden 
technologische, digitale, soziale und nachhaltige Innovationskraft befördern, um die großen 
Herausforderungen unserer Zeit zu bewältigen. 
 

• In einem modernen Staat gibt es zahlreiche Beteiligungsmöglichkeiten für die Bürge-
rinnen und Bürger. Wir wollen wieder mehr Demokratie wagen und schaffen mit ei-
nem Wahlalter ab 16 Jahren sowie mit Bürgerräten neue Mitspracheformate zur 
Stärkung des Zusammenhalts in unserem Land. 
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• Mit der Weiterentwicklung des Informationsfreiheitsgesetzes zu einem Bundestrans-
parenzgesetz und neuen Offenlegungspflichten bei Wahlkampffinanzierung, Partei-
spenden und Lobbyaktivitäten stärken wir die Transparenz, die entscheidend ist für 
das Vertrauen in unseren Staat und seine Vertreterinnen und Vertreter . 
 

• Wir werden die öffentliche Verwaltung modernisieren, digitaler und bürger-
freundlicher machen. Wer Anspruch auf Leistungen hat, soll keinen Antrag stellen 
müssen, sondern von der Verwaltung automatisch kontaktiert werden.  

 

• Planungs- und Genehmigungsverfahren wollen wir beschleunigen und früher die 
Betroffenen einbeziehen, um ein gemeinsames und ganzheitliches Interesse für den 
Ausbau der Infrastruktur und den Umbau unseres Landes zur Klimaneutralität zu er-
reichen.  
 

• Der Ausbau unserer digitalen Infrastruktur ist eine entscheidende Voraussetzung für 
Innovationen und zur Nutzung der digitalen Möglichkeiten für die Menschen, den 
Staat und die Wirtschaft. Wir wollen einen umfassenden digitalen Aufbruch schaf-
fen. 
 

• Wir schaffen einen rechtlichen Rahmen für eine gemeinwohlorientierte Datenpoli-
tik. Digitale Bürgerrechte werden wir stärken, die IT-Sicherheit verbessern und si-
chere Kommunikation gewährleisten. Digitale Beteiligungsformate werden ausgebaut. 
Wir intensivieren den Kampf gegen Desinformation und setzen uns für die digitale 
Befähigung aller Generationen ein.  
 

• Mit dem Digital Markets Act wollen wir fairen Wettbewerb in der digitalen Wirt-
schaft sichern. 
 

• Die Digitalisierung ist auch entscheidend für die Innovationsfähigkeit unserer Hoch-
schullehre und Forschung. Mit dem „Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken“ 
sichern wir die Grundfinanzierung der Hochschulen und schaffen bessere Bedingun-
gen für Studierende und Lehrende. Die klügsten Köpfe sollen bei uns neue Innovati-
onen entwickeln – vom Schutz vor neuen Krankheiten bis zum Kampf gegen den 
Klimawandel.  
 

• Wir steigern den Anteil gesamtstaatlicher Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung auf 3,5% des BIP bis 2025. Ergebnisse der Forschung sollen schneller in An-
wendung kommen. Dadurch werden alle Menschen von einer besseren Lebensquali-
tät profitieren. Das Beispiel der Entwicklung eines Impfstoffs gegen das Corona-Virus 
zeigt: Wir können erfolgreich sein, wenn wir unsere Ressourcen besser bündeln.  
 

• Innovationsregionen können auch Treiber sein, um gleichwertigere Lebensverhält-
nisse in Deutschland zu erreichen. Durch die Ansiedlung neuer Forschungsein-
richtungen sollen die Perspektiven in strukturschwachen Regionen, die immer noch 
überwiegend in den ostdeutschen Bundesländern liegen, gesteigert werden.  
 

• Die Transformationserfahrungen aus Ostdeutschland wollen wir produktiv nutzen, um 
dort gesellschaftliche und wirtschaftliche Innovationen zum Erfolg für das ganze Land 
zu machen. Dazu gehören moderne Standards in der Daseinsvorsorge, die strate-
gische Verknüpfung von städtischen und ländlichen Räumen sowie die Schaffung 
neuer Arbeitsplätze durch Batterieforschung und Elektromobilität. 
 

• Das gesamtdeutsche Fördersystem werden wir weiterentwickeln und einzelne För-
derprogramme bündeln. Die Fördermittel müssen dorthin, wo der Nachholbedarf am 
größten ist. Den Respekt für die Lebensleistung der Ostdeutschen  wollen wir an-



 

 

Seite 3 

gemessener würdigen, auch durch eine stärkere Repräsentanz in den verschiede-
nen Ämtern und Funktionen unseres Staates. Das Konzept des Zukunftszentrums 
für Deutsche Einheit und Europäische Transformation setzen wir um.  

 
 

Klimaschutz in einer sozial-ökologischen Marktwirtschaft 
 
Wir stellen die Weichen für eine sozial-ökologische Marktwirtschaft und leiten ein Jahrzehnt 
der Zukunftsinvestitionen ein, das geprägt ist von guter Arbeit, sozialem Aufstieg, Innovationen 
und Wettbewerbsfähigkeit. Den Klimawandel einzudämmen und den Lebensraum für die kom-
menden Generationen zu erhalten, ist unser Auftrag. Wir denken ökonomische Entwicklung 
und ökologische Verantwortung zusammen, damit unsere Schöpfung bewahrt wird und zu-
gleich Wertschöpfung in Deutschland erhalten bleibt.  
 

• Bis 2045 wird Deutschland klimaneutral. Das ist unser großes Ziel. Mit der Moderni-
sierung unseres Landes schaffen wir gute und zukunftsträchtige Jobs und bieten 
neue Perspektiven für Unternehmen. 
 

• Wir wollen, dass Deutschland an der Spitze bei klimafreundlichen Technologien 
und Innovationen steht. Die besten Ideen sollen aus Deutschland stammen. Dazu 
stärken wir Industrie genauso wie Startups.  
 

• Deutschland soll bis 2030 Leitmarkt für Wasserstofftechnologie werden. Daneben 
fördern wir auch in besonderer Weise weitere neue Schlüsselindustrien wie die Halb-
leiter- und Batteriezellentechnologien. 
 

• Wir bringen Deutschland auf den 1,5 Grad-Pfad und steigen idealerweise schon 2030 
aus der Kohle aus. Wichtig ist uns, dass die Beschäftigten und betroffenen Regio-
nen diesen Weg mitgehen können – zum Beispiel durch adäquate Verbesserungen 
beim Anpassungsgeld und vorgezogene Strukturhilfen. 
 

• Wir sorgen für den Turbo in der Energiewende. Ein massiv beschleunigter Ausbau 
der erneuerbaren Energien ist für den steigenden Stromverbrauch zwingend not-
wendig. Wenn es an Genehmigungen geht, haben erneuerbare Energien Vorrang. 
 

• Wir machen Strom günstiger, indem wir die Finanzierung der EEG-Umlage über den 
Strompreis beenden. Davon profitieren die Bürgerinnen und Bürger genauso wie die 
Wirtschaft. 
 

• Nicht nur die Flutkatastrophe in 2021 hat uns gezeigt, dass neben der Vermeidung 
von Treibhausgasen auch die Anpassung an die Folgen des Klimawandels zu einer 
verantwortlichen Klimapolitik gehört. Darum werden wir ein Klimaanpassungsgesetz 
verabschieden, mit dem wir Länder und Kommunen bei den nötigen Maßnahmen wir-
kungsvoll und effektiv unterstützen. 
 

• Für das Ziel der klimaneutralen Mobilität legen wir den Schwerpunkt darauf, den 
Schienenverkehr weiter zu stärken und das ÖPNV-Angebot zu erweitern. Die Deut-
sche Bahn bleibt zentraler Akteur bei der Verkehrswende: Reisen mit der Bahn muss 
besser und günstiger werden. Darum bleibt die Bahn als leistungsfähiger integrierter 
Konzern im öffentlichen Eigentum.  
 

• Mit dem E-Auto fahren wir in die Zukunft. Wir werden Deutschland zum Leitmarkt für 
Elektromobilität machen und das Schnellladenetz flächendeckend ausbauen. Unser 
Ziel sind 15 Millionen Elektro-Pkw und eine Million öffentlich zugängliche Ladepunkte 
bis 2030.  
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• Besonders in Städten ist das Fahrrad ein vollwertiges Verkehrsmittel, das wir fördern 
wollen. Kluge Verkehrskonzepte schaffen mehr Raum für alle Verkehrsteilnehmen-
den. Wir werden sicheren Rad- und Fußverkehr gewährleisten, auch durch den ver-
pflichtenden Einsatz von Assistenzsystemen in Lkw und Nutzfahrzeugen.  
 

• Für den Erhalt unseres Wohlstands brauchen wir mehr Fachkräfte. Daher wollen wir 
eine höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen fördern und dafür sorgen, dass mehr 
Menschen gesund bis zum Renteneintritt arbeiten können. Durch einen kräftigen 
Schub bei Qualifizierung und mehr qualifizierte Einwanderung sichern wir die Fach-
kräfte von morgen. Berufe, in denen absehbar Fachkräfte fehlen werden, machen wir 
attraktiver. 

 

• Es wird endlich ein staatliches Tierhaltungslabel mit klaren Kriterien für die Hal-
tung, den Transport und die Schlachtung geben. Darüber hinaus unterstützen wir 
eine nachhaltige Landwirtschaft mit artgerechter Tierhaltung und 30% Ökolandbau 
bis 2030. Wir wollen fairen Wettbewerb mit fairen Preisen im Lebensmittelmarkt. Le-
bensmitteverschwendung werden wir eindämmen.  

 
 

Respekt, Chancen und soziale Sicherheit in der modernen Arbeits-

welt 
 
Jede Arbeit verdient Respekt und Anerkennung. Wir erhöhen den Mindestlohn, stärken die 
Rechte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, geben ihnen Sicherheit und Chancen im 
Wandel und sorgen durch Weiterbildung und Qualifizierung dafür, dass alle fit für die Arbeit 
von morgen werden. Wir modernisieren den Sozialstaat, der die Bürgerinnen und Bürger ab-
sichert und sie dabei unterstützt, das Leben in die eigene Hand zu nehmen. Wir sichern die 
gesetzliche Rente als zentrale Säule der Alterssicherung und ersetzen die bisherige Grundsi-
cherung durch ein neues Bürgergeld. Und wir ziehen Lehren aus der Corona-Pandemie und 
stärken eine gute medizinische und pflegerische Versorgung überall in Deutschland - in der 
Stadt und auf dem Land. 
 

• Leistung verdient Anerkennung. Wir erhöhen den gesetzlichen Mindestlohn auf 12 
Euro und verbessern damit das Einkommen von rund 10 Millionen Menschen in 
Deutschland. Das ist eine Frage des Respekts. 
 

• Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer brauchen sichere Arbeitsplätze mit gerechten 
Löhnen und starken Arbeitnehmerrechten. Wir gehen gegen Kettenbefristungen 
vor, in dem wir mit Sachgrund befristete Arbeitsverträge beim selben Arbeitgeber auf 
sechs Jahre begrenzen. Die Befristung von Arbeitsverträgen im öffentlichen Dienst 
schränken wir ein. Wir sorgen für bessere Bezahlung und bessere Arbeitsbedingun-
gen, indem wir die Tarifbindung und die betriebliche Mitbestimmung stärken. Der 
Bund vergibt öffentliche Aufträge künftig nur an Firmen, die nach Tarif zahlen.  Wir 
verbessern die Rechte von Beschäftigten, die mobil oder im Homeoffice arbeiten 
möchten. Kulturschaffenden und Selbständigen erleichtern wir den Zugang zur freiwil-
ligen Arbeitslosenversicherung. 
 

• Gute Aus- und Weiterbildung sind wesentliche Voraussetzungen für ein selbstbe-
stimmtes Leben und der beste Schutz vor Arbeitslosigkeit. Wir führen eine Ausbil-
dungsgarantie ein, die allen Jugendlichen eine vollwertige Berufsausbildung ermög-
licht. Vollzeitschulische Ausbildung müssen vergütet werden und dürfen kein 
Schulgeld kosten. Wir fördern Weiterbildung finanziell: mit der Ausweitung des Auf-
stiegs-BAföG, einer Bildungs(teil)zeit, und einem neuen Qualifizierungsgeld für 
Beschäftigte im Strukturwandel. Damit geben wir vielen Menschen Sicherheit in einer 
sich wandelnden Arbeitswelt und machen sie fit für die Arbeit von morgen.  
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• Wer ein Leben lang gearbeitet hat, muss im Alter ordentlich abgesichert sein. Dieses 
Kernversprechen des Sozialstaates erneuern wir, indem wir die gesetzliche Rente 
stärken, ihre Finanzierung langfristig durch eine teilweise Kapitaldeckung stabilisie-
ren und das Rentenniveau bei mindestens 48 Prozent sichern. Eine Erhöhung des 
Renteneintrittsalters und Rentenkürzungen wird es nicht geben. Außerdem soll künf-
tig kein Selbständiger mehr ohne Alterssicherung in Unsicherheit leben. Alle können 
sich auf die gesetzliche Rente als zentrale Säule der Altersvorsorge verlassen. Dane-
ben wollen wir die Erwerbsminderungsrente verbessern, die betriebliche Alters-
versorgung stärken und die private Altersvorsorge grundlegend reformieren. 
 

• Der Sozialstaat steht den Menschen zur Seite, sorgt für Sicherheit und Chancen auf 
ein selbstbestimmtes Leben. Um den Sozialstaat bürgerfreundlicher und unbürokrati-
scher zu machen, starten wir eine Digitalisierungsoffensive. Leistungen sollen wie 
aus einer Hand angeboten und möglichst automatisch ausgezahlt werden. Wir lösen 
die bisherige Grundsicherung (Hartz IV) durch ein neues Bürgergeld ab, das die 
Würde aller achtet, zur Teilhabe befähigt und unkompliziert zugänglich ist. In den ers-
ten sechs Monaten (Vertrauenszeit) wird es keine Sanktionen mehr geben, die 
schärferen Sanktionen für junge Menschen unter 25 Jahren schaffen wir ab. Eigenes 
Vermögen und die eigene Wohnung werden zwei Jahre lang nicht angetastet. Im Mit-
telpunkt steht die Eröffnung nachhaltiger Chancen auf gute Arbeit durch Weiterbil-
dung und Qualifizierung. Bei beruflicher Qualifizierung erhalten Empfänger:innen 
von Arbeitslosen- oder Bürgergeld ein zusätzliches monatliches Weiterbildungsgeld 
von 150 Euro. Langzeitarbeitslose fördern wir dauerhaft durch einen sozialen Ar-
beitsmarkt. Für uns sind diese Leistungen soziale Rechte, die Bürgerinnen und Bür-
gern in schwierigen Lebenslagen zustehen. Sie geben Sicherheit und schaffen Zu-
kunftschancen. 
 

• Deutschland muss in allen Bereichen ein inklusives und barrierefreies Land werden – 
ob bei Bus und Bahn, Arbeit, Wohnen, Gesundheit oder in der digitalen Welt. Dafür 
legen wir ein Bundesprogramm Barrierefreiheit auf. Arbeitgeber, die keine Men-
schen mit Behinderungen einstellen, zahlen eine höhere Ausgleichsabgabe. Wir er-
höhen die Mittel, um Ausbildung und Beschäftigung von Menschen mit Behinde-
rungen zu fördern. Alle Menschen mit Behinderungen sollen ein selbstbestimmtes Le-
ben führen können. 
 

• Bezahlbares Wohnen ist ein Grundbedürfnis. Um den Wohnungsmarkt zu entspan-
nen, starten wir eine Bauoffensive für 400.000 neue Wohnungen pro Jahr, darun-
ter 100.000 öffentlich geförderte, preisgebundene Wohnungen. Der Bund investiert 
mehr Geld für den sozialen Wohnungsbau. 
 

• Die Mietpreisbremse für neue Mietverträge wird verlängert und erweitert. Vermieter 
müssen sich künftig an den Kosten für Klimaschutzmaßnahmen (CO2-Preis) fair be-
teiligen. Wir werden das Wohngeld stärken, eine Klimakomponente einführen und 
kurzfristig einen einmalig erhöhten Heizkostenzuschuss zahlen. 
 

• Viele Menschen möchten sich den Traum von den eigenen vier Wänden verwirkli-
chen, auch um im Alter mietfrei und sicher zu wohnen. Wir unterstützen sie dabei, in-
dem wir durch ein neues Darlehen der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) dafür 
sorgen, dass sie das bei der Finanzierung einer Immobilie notwendige Eigenkapital 
leichter aufbringen können. 
 

• Alle Menschen in Deutschland sollen gut medizinisch versorgt und gepflegt werden – 
in der Stadt und auf dem Land. Wir ziehen die Lehren aus der Corona-Pandemie, die 
uns die Verletzlichkeit des Gesundheitswesens vor Augen geführt hat. Wir sorgen für 
eine bedarfsgerechte Gesundheitsversorgung und eine dauerhaft stabile Finanzie-



 

 

Seite 6 

rung des Gesundheitswesens. Wir gewährleisten, dass die Gesundheitsämter ausrei-
chend qualifiziertes Personal einstellen können, und sichern die notwendigen Mittel 
für einen funktionsfähigen Öffentlichen Gesundheitsdienst dauerhaft ab. Durch 
den Ausbau integrierter Gesundheits- und Notfallzentren wird es im Krankheitsfall 
leichter, die beste Versorgung in der Nähe zu finden. Mit einem Bund-Länder-Pakt 
bringen wir Reformen für eine bedarfsgerechte Krankenhausversorgung auf den 
Weg. Außerdem stellen wir gesetzlich sicher, dass in allen Regionen Deutschlands 
jederzeit ausreichend Arzneimittel und Medizinprodukte vorhanden sind. Men-
schen, die an psychischen Erkrankungen leiden, erleichtern wir es, eine passende 
Versorgung mit schnellen Terminen zu erreichen. 
 

• Pflegerinnen und Pfleger verdienen mehr Wertschätzung und Unterstützung. Wir wer-
den Pflegekräfte entlasten, indem wir mehr Stellen ermöglichen, Zuschläge von der 
Steuer befreien, geteilte Dienste abschaffen und familienfreundliche Arbeitszeiten ge-
währleisten. Und wir sorgen für bessere Löhne und Arbeitsbedingungen in der 
stationären Altenpflege, damit Pflegekräfte in Pflegeeinrichtungen genauso bezahlt 
werden wie in Krankenhäusern. 
 

• Wer krank oder pflegebedürftig ist, muss gut versorgt sein. Die allermeisten Pflegebe-
dürftigen möchten so lange wie möglich zu Hause gepflegt werden. Gleichzeitig darf 
Pflegebedürftigkeit nicht zum Armutsrisiko für die Betroffenen und ihre Familien wer-
den. Wir stärken die häusliche Pflege und unterstützen pflegende Angehörige, in dem 
wir Leistungen wie die Kurzzeit- und Verhinderungspflege zu einem flexiblen Entlas-
tungsbudget zusammenführen. Wir erhöhen das Pflegegeld und schaffen eine 
Lohnersatzleistung für pflegebedingte Auszeiten vom Beruf. Bei stationärer 
Pflege werden wir den Eigenanteil an den Pflegekosten begrenzen. Damit entlas-
ten wir die Pflegebedürftigen und ihre Angehörigen. 

 
 

Chancen für Kinder, starke Familien und beste Bildung ein Leben 

lang 
 
Wir wollen allen Kindern und Jugendlichen unabhängig von ihrer Herkunft beste Bildungschan-
cen bieten, Aufstieg ermöglichen und Teilhabe durch inklusive Bildung sichern. Dazu investie-
ren wir in die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur, stärken die frühkindliche Bildung, legen 
einen Digitalpakt 2.0 auf und bauen das BAföG deutlich aus. Um Kinder und Familien gezielt 
zu unterstützen, führen wir eine Kindergrundsicherung ein und unterstützen Eltern mit einem 
reformierten Elterngeld dabei, Erwerbs- und Sorgearbeit gerechter untereinander aufzuteilen. 
Kinder haben eigene Rechte, die wir im Grundgesetz verankern wollen. Außerdem werden wir 
den Kinderschutz stärken. 
 

• Kein Kind soll in Armut aufwachsen. Wir werden eine Kindergrundsicherung ein-
führen, die Kinder aus der Armut holt und bessere Chancen für Kinder und Jugendli-
che schafft. In einem Neustart der Familienförderung bündeln wir bisherige Leistun-
gen zu einer gerechten und einfach zugänglichen neuen Geldleistung. Zusammen mit 
den Investitionen in Kitas, Schulen und Teilhabeangeboten stärken wir damit Kinder 
und Jugendliche und machen das Leben von Familien leichter.  
 

• Alle Kinder sollen die gleichen Chancen auf beste Bildung haben – unabhängig von 
ihrer Herkunft. Wir werden die öffentlichen Bildungsausgaben deutlich steigern und 
wollen bei einem Bildungsgipfel mit Ländern und Kommunen eine neue Kultur der Zu-
sammenarbeit in der Bildung verabreden. Wir investieren in den Ausbau von Kita-
Plätzen und führen gemeinsam mit den Ländern bundesweite Qualitätsstandards 
in der frühkindlichen Bildung ein. Die Ausbildung in Erziehungsberufen soll bun-
desweit vergütet werden und schulgeldfrei sein. Wir stärken gezielt 4.000 Schulen mit 
einem hohen Anteil sozial benachteiligter Schülerinnen und Schüler sowie weitere 
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4.000 Schulen in benachteiligten Regionen und Quartieren, in dem wir u.a. zusätzli-
che Stellen für schulische Sozialarbeit dauerhaft finanzieren. 
 

• Zu einer zeitgemäßen Ausstattung der Schulen gehören auch Laptops und sicheres 
WLAN. Daher werden wir die Mittel aus dem bestehenden Digitalpakt schneller und 
gezielter einsetzen und einen neuen „Digitalpakt 2.0“ mit einer Laufzeit bis 2030 
auf den Weg bringen. So machen wir Kinder, Schulen und ihre Lehrkräfte fit für die 
digitale Welt. 
 

• Die Chance junger Menschen auf ein Studium darf nicht vom Geldbeutel der Eltern 
abhängig sein. Deswegen werden wir das BAföG grundlegend reformieren: Mit hö-
heren Freibeträgen und Bedarfssätzen sowie einer längeren Förderhöchstdauer ma-
chen wir die Förderung elternunabhängiger, verlässlicher und einfacher. Damit geben 
wir mehr Schulabgängerinnen und Schulabgängern als bisher einen Anspruch auf fi-
nanzielle Unterstützung beim Studium. 
 

• Kinder und Jugendliche brauchen starke Familien. Wir unterstützen Eltern noch bes-
ser dabei, wenn sie Zeit für Erziehung und Pflege brauchen und Erwerbs- und Sorge-
arbeit partnerschaftlich aufteilen wollen. Wir vereinfachen und erweitern das El-
terngeld, indem wir eine zweiwöchige vergütete Freistellung für den Partner bzw. die 
Partnerin nach der Geburt eines Kindes einführen, die Partnermonate beim Basis-El-
terngeld um einen Monat erhöhen und die Höhe des Elterngeldes anpassen. Die Kin-
derkrankentage mit Lohnersatz über die gesetzliche Krankenversicherung erhöhen 
wir von 10 auf 15 Tage pro Kind und Elternteil (bei Alleinerziehenden von 20 auf 30 
Tage). So schaffen wir Voraussetzungen, dass Familien ihren Alltag besser meistern 
können.  
 

• Wann immer es um Kinder geht, muss ihr Wohl im Mittelpunkt stehen. Kinderrechte 
werden wir deswegen im Grundgesetz verankern. So wollen wir die Rechte und die 
Interessen von Kindern und Familien stärken. Außerdem werden wir den Kinder-
schutz verbessern, die Prävention stärken und das Familienrecht modernisieren. 

 
 

Freiheit und Sicherheit, Gleichstellung und Vielfalt in der modernen 

Demokratie 
 
Leben in Freiheit braucht Sicherheit. Dafür stärken wir die Sicherheitsbehörden und die Justiz. 
Friedliches Zusammenleben und Zusammenhalt in einer vielfältigen Gesellschaft erfordert, Un-
terschiede zu achten. Wir treten Diskriminierung auf allen Ebenen entgegen, organisieren Teil-
habe und Repräsentanz. Die Gleichstellung der Geschlechter ist Grundlage einer gleichbe-
rechtigten Gesellschaft. Die Arbeit zur Bekämpfung von Rechtsextremismus und Rassismus 
werden wir fortsetzen und weiterentwickeln. 
 
Kunst und Kultur und ihre Vielfalt zu fördern und die soziale Lage von Künstlerinnen und Künst-
lern zu verbessern, ist in diesen Zeiten ein Beitrag zur Sicherung unserer Demokratie. Wir 
wollen für gute Lebensbedingungen in Stadt und Land sorgen und werden intensiv daran ar-
beiten, die innere Einheit sozial und wirtschaftlich zu vollenden. 
 

• Alle Bürgerinnen und Bürger haben das Recht auf einen starken Staat, der sie unab-
hängig von ihrer persönlichen oder finanziellen Situation vor Kriminalität schützt. Wir 
werden mit einer bürgernahen Polizei für mehr präventive Sicherheit sorgen. Dieb-
stahl, Drogenhandel und Raub werden in Deutschland häufig von organisierten Struk-
turen durchgeführt. Die Bekämpfung Organisierter Kriminalität machen wir zu ei-
nem Schwerpunkt der Sicherheitsbehörden. Das BKA stärken wir personell und tech-
nisch für den Kampf gegen Kindesmissbrauch. 
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• Die Pandemie und die Flutkatastrophe haben deutlich gemacht: Deutschland muss 
besser werden beim Bevölkerungsschutz. Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz 
entwickeln wir zur Zentralstelle weiter. Wir verbessern die Warnstrukturen. Denn 
wichtig ist, dass bei Notlagen schneller und effektiver reagiert werden kann.  
 

• Antisemitismus und Rechtsextremismus sind die derzeit größten Bedrohungen unse-
rer Demokratie. Wer sich mit Beratung und Prävention dagegen einsetzt kann konti-
nuierlich gefördert werden. Mit dem Demokratiefördergesetz fördern wir bürger-
schaftliches Engagement. Viele zivilgesellschaftliche Projekte bekommen damit ab  
2023 Planungssicherheit. 
 

• Wir stärken die Rechte von Verbraucherinnen und Verbrauchern. Abzocke bei 
Werbeanrufen unterbinden wir, in dem wir eine Bestätigungslösung für telefonisch ab-
geschlossene Verträge einführen. Wir setzen uns dafür ein, Flugreisen gegen Insol-
venz abzusichern. Bei Produkten soll Nachhaltigkeit by design zum Standard werden . 
(Recht auf Reparatur). 

 

• Wir werden die Gleichstellung von Frauen und Männern fördern und Benachteiligun-
gen von Frauen gezielt abbauen. Um die Lohnlücke zwischen den Geschlechtern zu 
verringern und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu stärken, werden wir das 
Entgelttransparenzgesetz und die Regelung zur Brückenteilzeit weiterentwickeln. 

 

• Gewalt gegen Frauen ist häufig häusliche Gewalt - sie findet hauptsächlich in 
Paarbeziehungen statt. Um den betroffenen Frauen und ihren Kindern Sicherheit und 
Hilfe zu gewährleisten, werden wir Frauenhausplätze ausbauen und als Bund mitfi-
nanzieren. Frauen und Kinder finden so dringend benötigten Schutzraum. 
 

• Um Hasskriminalität aufgrund des Geschlechts und der sexuellen Orientierung bes-
ser bekämpfen zu können braucht es Transparenz. Die Polizei in Bund und Ländern 
soll diese daher statistisch separat erfassen.  
 

• Integration findet durch Gemeinschaft und Wertschätzung im Alltag s tatt, aber auch 
durch die Ausstellung eines Passes. Durch ein modernisiertes Staatsbürgerschafts-
recht erleichtern wir es, deutscher Staatsbürger zu werden.  

 

• Der im Grundgesetz formulierte Anspruch des Schutzes vor Andersbehandlung ist 
brandaktuell. Aber ‚Rassen‘ existieren nicht und der Begriff dient lediglich der Herab-
setzung. Um dies klarzustellen, werden wir den Begriff ‚Rasse‘ aus dem Grundge-
setz streichen. Außerdem ergänzen wir den Gleichbehandlungsartikel um ein Ver-
bot der Diskriminierung wegen sexueller Identität. Damit schützen wir Millionen 
Menschen in unserem Land und halten mit dem gesellschaftlichen Wandel Schritt.  
 

• Eine freie Kultur gehört zur Demokratie. Kultur ist ein Staatsziel – das wir im Grund-
gesetz verankern werden. Der Bund verpflichtet sich, Kunst und Kultur zu fördern und 
die soziale Lage von Künstlerinnen und Künstlern zu verbessern.  
 

• Journalistinnen und Journalisten sind auch in Deutschland zunehmend Anfeindungen 
ausgesetzt. Für eine offene Gesellschaft ist die freie Ausübung dieses Berufs jedoch 
essentiell. Wir schaffen daher eine gesetzliche Grundlage für den Auskunftsan-
spruch der Presse gegenüber Bundesbehörden. Das sorgt für Transparenz und 
verdeutlicht zudem, wie viel Gewicht wir freier Berichterstattung beimessen.  
 

• Unser Ziel sind gute Lebensbedingungen unabhängig vom Wohnort. Die Sanierung 
von Schwimmbädern, Sporthallen und Bibliotheken fördern wir mit vereinfachten In-
vestitions- und Sanierungsprogrammen. Je strukturschwächer ein Ort, desto mehr 
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Förderung durch den Bund. Damit stärken wir ländliche und strukturschwache 
Räume.  

 

• Wir wollen moderne, nachhaltige und lebenswerte Städte und Gemeinden in allen 
Regionen unseres Landes. Die Städtebauförderung als ein zentrales Instrument, um 
lebendige Innenstädte und Ortskerne, gute Aufenthaltsqualitäten und Ankerpunkte für 
ein gesellschaftliches Miteinander sowie neue lebenswerte Wohnquartiere zu schaf-
fen, werden wir dauerhaft absichern und deutlich erhöhen. 
 

• Ostdeutsche haben besondere Erfahrungen was große Veränderungen angeht. Diese 
wollen wir nutzen. Neue und zu erweiternde Bundes- und Forschungseinrichtungen 
siedeln wir deshalb bevorzugt in den ostdeutschen Bundesländern und in struk-
turschwachen Regionen an. Damit vollenden wir die innere Einheit von Ost- und 
Westdeutschland.  

 
 

Deutschlands Verantwortung für Europa und die Welt 
 
Die Umbrüche, vor denen Deutschland steht, lassen sich nicht allein national gestalten. Klima-
wandel, der Wettbewerb der Systeme, Flucht- und Migrationsbewegungen sind weltweite Her-
ausforderungen. Wir wissen um die globale Verantwortung, die Deutschland als viertgrößte 
Volkswirtschaft der Welt trägt. Dabei handeln wir im europäischen Selbstverständnis. Eine de-
mokratisch gefestigte, handlungsfähige und strategisch souveräne EU ist die Grundlage für 
unseren Frieden und Wohlstand. 
 

• Deutschland ist ohne Europa nicht denkbar. Als größter Mitgliedstaat werden wir un-
sere besondere Verantwortung in einem dienenden Verständnis für die EU als Gan-
zes wahrnehmen. Mit einer aktiven Europapolitik unterstützen wir die Weiterent-
wicklung der EU hin zu einem föderalen europäischen Bundesstaat. Das Europäische 
Parlament wollen wir unter anderem mit einem einheitlichen Wahlrecht stärken.  
 

• Wir setzen auf eine demokratische und soziale EU, in der die Rechtsstaatlichkeit 
und der Schutz der Grundwerte hohe Priorität hat. Wir wollen EU-weit die soziale 
Aufwärtskonvergenz befördern, den Binnenmarkt vervollständigen, die Säule sozialer 
Rechte umsetzen und soziale Ungleichheiten bekämpfen. 
 

• Unser Ziel ist eine souveräne EU als starker internationaler Akteur, dessen Hand-
lungsfähigkeit durch effizientere Abstimmungsregeln im EU-Ministerrat zunimmt. Wir 
folgen auch auf europäischer Ebene einem umfassenden Sicherheitsbegriff und sor-
gen für mehr Krisenprävention und ein gestärktes ziviles Krisenmanagement. Wir tre-
ten für die engere Zusammenarbeit nationaler Armeen von integrationswilligen EU-
Mitgliedern ein – in Ergänzung zur NATO. 
 

• Deutschland setzt sich in der Außenpolitik aktiv für mehr Gerechtigkeit, Frieden, 
Nachhaltigkeit, Menschenrechte und Entwicklung ein. Zentral ist auch eine konse-
quente Klimaaußenpolitik, ebenso wie der Kampf gegen Hunger und Armut. Dabei 
verfolgen wir konsequent einen multilateralen Ansatz und setzen uns dafür ein, die 
Vereinten Nationen als wichtigste Institution der internationalen Ordnung politisch, fi-
nanziell und personell zu stärken. 
 

• Die NATO bleibt unverzichtbare Grundlage unserer Sicherheit. In den Prozess zur 
Entwicklung eines neuen Strategischen Konzepts werden wir uns aktiv einbringen. 
Den europäischen Pfeiler in der NATO werden wir stärken. Der Einsatz militärischer 
Gewalt bleibt für uns äußerstes Mittel. 
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• Auftrag und Aufgabe der Bundeswehr müssen sich an den strategischen Herausfor-
derungen und Sicherheitsbedrohungen unserer Zeit orientieren. Das Fähigkeitsprofil 
der Bundeswehr muss sich daraus ableiten. Wir werden die Bundeswehr entspre-
chend personell, materiell sowie finanziell verlässlich ausstatten. Der Afghanistan-
Einsatz wird in einer Enquete-Kommission umfassend evaluiert werden. 
 

• Wir brauchen eine Abrüstungsoffensive, Deutschland wird dabei eine führende 
Rolle einnehmen. Wir setzen uns unter anderem für ein Nachfolgeabkommen zu 
NewSTART ein und werden als Beobachter den Atomwaffenverbotsvertrag konstruk-
tiv begleiten. In Deutschland werden wir ein restriktives Rüstungskontrollgesetz ver-
abschieden. Den Rüstungskontrollbericht werden wir transparent gestalten.  
 

• Unser Handeln richtet sich im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit an den glo-
balen Nachhaltigkeitsziele der Vereinten Nationen aus. Klimaschutz, Gesundheit 
und Gleichberechtigung sind dabei zentrale Aufgaben. 
 

• Wir stehen zu unserer humanitären Verantwortung, Geflüchtete zu schützen und 
Fluchtursachen zu bekämpfen. Dabei sind wir dem Grundgesetz, der Genfer F lücht-
lingskonvention, der Europäischen Menschenrechtskonvention und dem Europarecht 
verpflichtet. 
 

• Wir verbessern die Situation für geflüchtete Menschen in Deutschland durch neue 
Regeln bei der Familienzusammenführung und zügige und gleichzeitig rechtssi-
chere Asylverfahren. Diejenigen, die kein Aufenthaltsrecht in Deutschland erhalten, 
müssen schnell in die zuständigen EU-Staaten oder in ihre Heimatländer zurückkeh-
ren - auch das gehört zu einem funktionierenden Asylsystem dazu. 
 

• Deutschland ist ein Einwanderungsland und auf qualifizierte Einwanderung ange-
wiesen. Wir wollen daher mehr legale Einwanderungswege, auch um irreguläre Mig-
ration zu unterbinden. Dafür entwickeln wir unser Einwanderungsrecht konsequent 
weiter und beschleunigen Visaverfahren und die Anerkennung von Bildungsabschlüs-
sen. 
 
 

Zukunftsinvestitionen und nachhaltige Finanzen  
 
Damit die 2020er Jahre zu einem Zukunftsjahrzehnt werden, verfolgen wir eine Politik, die 
öffentliche wie private Investitionen deutlich erhöht. Neben der Bewältigung der Corona-Pan-
demie haben die Erreichung des Klimaziels und die damit verbundene Transformation von 
Wirtschaft und Gesellschaft Priorität.  

 

• Für gleichwertige Lebensverhältnisse braucht es zielgerichtete Unterstützung für 
steuerschwache und überschuldete Kommunen. Dazu wollen wir Investitions-
hemmnisse bei Förderprogrammen abbauen und die Kommunen durch einen ge-
meinsamen, einmaligen Kraftakt des Bundes und der betroffenen Länder von Alt-
schulden entlasten.  

 

• Die Steuergerechtigkeit werden wir erhöhen in dem wir in Deutschland beim Kampf 
gegen Steuerhinterziehung und aggressive Steuergestaltung eine Vorreiterrolle 
einnehmen. Neben der globalen Mindestbesteuerung gehört dazu die Ausweitung 
des Informationsaustauschs und der Geldwäschebetrugsbekämpfung.  

 

• Durch die Weiterentwicklung der Familienbesteuerung, die Erhöhung des Ausbil-
dungsfreibetrages und des Sparerpauschbetrages wollen wir einen Beitrag für eine 
zeitgemäße Steuerpolitik leisten.  
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• Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion wollen wir stärken und vertie-
fen. Nach dem Wiederaufbauprogramm für einen zukunftsgerichteten Aufschwung 
wollen wir die Bankenunion vollenden und sind zu einem europäischen Rückversiche-
rungssystem für die nationalen Einlagensicherungen bereit. Schattenbanken sollen 
angemessen reguliert und beaufsichtigt werden, Verzerrungen durch Hochfrequenz-
handel und Spekulationen mit Nahrungsmitteln wollen wir begrenzen.  

 
 

 

 


